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27 Jahre lang hatte es Antonella
(Name geändert) an der Seite ih-
res Mannes ausgehalten und
mehrere Strafanzeigen wegen
Gewalt in derEhewieder zurück-
gezogen. Den beiden kleinen
Töchtern zuliebe, die sie schüt-
zenmusste,wie sie amRande der
Gerichtsverhandlung sagte.Aber
dann, als er ihr im Sommer 2018
aus Eifersucht das Schwimm-
bad-Abo zerriss, ihr das Telefon
und die Hausschlüsselwegnahm
und sie verängstigt imHaus ein-
gesperrt war, plante Antonella
mit ihren beiden inzwischen er-
wachsenen Kindern die Flucht.

Der Dienstag, 10. Juli 2018, ist
der Wendepunkt im Leben von
Antonella. Sie besorgte sich eine
neue Unterkunft und suchte den
Polizeiposten auf, wo sie und
ihre Töchter Strafanzeige ein-
reichten. Zum damaligen Zeit-
punkt wusste sie jedoch genau:
Zu Ende ist die Leidensgeschich-

te erst, «wenn etwas passiert».
Wenn er seine Drohung wahr
macht und sie «erblinden lässt,
damit sie all die schönen Sachen
in derWelt nichtmehr sieht, oder
sie in den Rollstuhl bringt», wie
er seinen finsteren Plan gemein-
samen Bekannten ankündigte.

Antonella kontaktierte damals
eineAnwältin, umdie Scheidung
einzuleiten. Ihre Erlebnissemuss-
ten derart reell und mit den
Töchtern übereinstimmend ge-
schildert worden sein, dass der
Ehemann, ein exzessiver Can
nabis-Konsument, ein Kontakt-
undAnnäherungsverbot erhielt.
Aufgrund seinerDrohungen und
Psychosenwurde er per fürsorg-
liche Unterbringung in die Psy-
chiatrie Baselland eingewiesen.

Nach 13 Tagen Aufenthalt in
Liestal entwich er aus der An-
stalt. Die Polizei fand ihn glei-
chentags in Laufen in der Woh-
nung. «Er habe sich verlaufen»,
versuchte er sich amMontag vor
dem Strafgericht inMuttenz he-
rauszureden. Ein zweites Mal
setzte er sich von der Klinik ab,
und das liessen die Behörden zu.
ÜberMonate konnte erAntonel-
la stalken. Dann, umWeihnach-
ten 2018, als er erfuhr, dass sie

einen neuen Partner hat, setzte
er seine Drohungen um.

Am27.Dezember kaufte er ein
Messer in der Migros, suchte sie
im Laden auf und rammte die
scharfe Klinge in ihren Nacken.
Sie lag gelähmt am Boden und
sagte den Rettungskräften den-
noch erleichtert, die sie 30 Mi-
nuten nach demAttentat bargen:
«Jetzt ist es endlich passiert.»
Heute ist sie an den Rollstuhl
gefesselt und braucht für jeden
Toilettengang Hilfe.

Verhaltenminutiös belegt
Am Montag ist der Fall, in wel-
chemdie Staatsanwaltschaft den
schweren Vorwurf des versuch-
ten Mordes erhebt, vor Gericht
aufgerollt worden. Vor den
Schranken der Justiz steht der
51-Jährige, der nach rund 30 Jah-
renAufenthalt in der Schweiz ei-
nen Deutschkurs, den man ihm
in der Strafanstalt Lenzburg

empfahl, verweigert und noch
immer einen Übersetzer vor Ge-
richt beansprucht. «Wenn mei-
ne Exmir als vernünftige Person
zugehört hätte, würden wir uns
nicht hier befinden», sagte er
während der Befragung. Und
einmal rutschte ihmheraus: «Ich
tat, was ich tun musste.»

Als RichterAndreas Faller un-
gläubig nachfragte, erklärte der
Mann aus Palermo: «Ich habe es
nicht so gemeint, es ist so pas-
siert, wie es passiert ist.» Da
platzte dem Richter der Kragen:
«Seit Stunden hören wir Ihre
Ausreden.» Auch die Staatsan-
wältin ist bei ihren vielen Ein
vernahmen auf keinen grünen
Zweig gekommen. ImGrundsatz
bestritt der Mann, Drohungen
ausgesprochen und die Tat ge-
plant zu haben. Es sei im Affekt
passiert. Dennoch räumte er teil-
weise ein, gedroht zu haben –
aber nur gegenüber Dritten.

Dank den Überwachungskame-
ras ist dasVerhalten desMannes
vor der Tat minutiös nachge-
zeichnet und belegt. Aber selbst
nach Vorlegen solcher Beweise
hält der Beschuldigte an seinen
Wahrnehmungen fest. Das Gut-
achten attestiert demMann,nicht
zuletzt wegen des exzessiven
Drogenkonsums, schwere Stö-
rungen. Doch der Mann könne
sich kontrollieren, wenn es dar-
auf ankomme. Er hätte jederzeit
von seinen finsteren Plänen ab-
weichen können. Keine vermin-
derte Schuldfähigkeit also.

Die Staatsanwältin fordert
zwölf Jahre Haft und zehn Jahre
Landesverweis. Der Verteidiger
spricht von einer «vorsätzlich
zugefügten schweren Körperver-
letzung» und plädiert auf fünf
Jahre Gefängnis. Das Urteil wird
am Donnerstag gefällt.

Daniel Wahl

SeinMesserstich in den Nacken bringt sie in den Rollstuhl
Häusliche Gewalt Die Staatsanwaltschaft fordert zwölf Jahre Haft wegen versuchten Mordes eines Sizilianers an seiner Ex-Ehefrau.

«Ich habe es nicht
so gemeint, es ist
so passiert, wie es
passiert ist.»

Angeklagter

Thomas Dähler

Das neue Gebäude hat für die
Universität Basel besondere Be-
deutung: Unmittelbar neben der
St.-Jakobs-Halle gelegen, ist es
der ersteNeubau derUni auf dem
Gebiet des Kantons Baselland. Es
wird den gewachsenen Raumbe-
darf abdecken, der für die Sport-
wissenschaft, die Sportmedizin
und die Trainingswissenschaft
nötig ist. «Es ist dies ein starkes
Zeichen für die bikantonale Uni-
versität», sagte die Baselbieter
Bildungs-, Sport- und Kultur
direktorin Monica Gschwind am
Montag bei der Eröffnungsfeier.

Das Gebäude wirkt modern
und einladend:HellesHolz, grau-
er Beton und dezente Grüntöne
prägen den von den Architekten
Caesar Zumthor, Markus Stern
und Marco Zürn entworfenen
Bau. «JederRaum ist einUnikat»,
würdigte der stellvertretendeDe-
partementsleiter Arno Schmidt-
Trucksäss das neue Zuhause der
Uni mitten in den Sportanlagen.

15 Jahre langerMarathon
Ein 15 Jahre langerMarathon sei
es gewesen, zu einem eigenen
Gebäude zu kommen, sagte Uwe
Pühse, der Vorsteher des Depar-
tements für Sport, Bewegung
und Gesundheit. Für das wach-
sende Departement ist der Neu-
bau eine Art Erlösung: Bisher
mussten die Studierenden an
den dezentralen Standorten mit
Platzknappheit leben und in der
St.-Jakobs-Halle mit Behinde-
rungen durch Grossanlässe.

Der zweigeschossige Bau mit
einemzusätzlichenAttikageschoss
umfasst Lehr- und Lernräume,
Bewegungslabore,Seminarräume,
Hörsäle, Gymnastik- und Kraft-
räume sowie eine Doppelsport-
halle. Dazu kommen Büros und
Aufenthaltsbereiche. Auf einer
Geschossfläche von rund 8700
Quadratmetern können 600 Stu-
dierende und 100Angestellte ar-
beiten.Der Standort in der Brüg-
linger Ebene wurde gewählt,
damit die Studierenden auchvon
den angrenzenden Sportanlagen
profitieren können. Das Gebiet

an derGrenze zwischen den bei-
den Basel sei «das grösste zu-
sammenhängende Sportgebiet
in Europa», behauptete der Bas-
ler Vorsteher des Erziehungs
departements, Conradin Cramer.
Gschwind und Cramer betonten
beide die einvernehmliche Zu-
sammenarbeit der beiden Basel
bei der Planung und der Reali-
sierung des Gebäudes.

Universität war Bauherrin
Bauherrin des 51Millionen Fran-
ken teuren Neubauswar die Uni
Basel. Dass sie selbst als Bauher-
rin für den Neubau auftritt, liegt
am beschlossenen neuen Finan-
zierungsmodell. Die Universität
erhält mit dem neuen Finanzie-
rungsmodell mehr Eigenverant-
wortung für die langfristige
Immobilienplanung. Sowohl das
Kostendach als auch der Zeitplan
wurden diesmal eingehalten.Die
Folgekosten –Verzinsung,Amor-
tisation, Unterhalt, Betriebskos-
ten – werden durch die Träger-
kantone über den Globalbeitrag
unddurchDrittmittel derUniver-
sität abgegolten.Die beiden Basel
rechnen damit, dass eine Zunah-
me von Studierenden aus ande-
ren Kantonen dafür sorgt, dass
dieTrägerkantone nicht allein für
die Kosten aufkommen müssen.

Beat Oberlin, der Präsident
des Universitätsrats, erinnerte an
die hitzige Debatte über die Uni-
versität vorvier Jahren.Heute sei
aber die Unterstützung der Uni
breit abgestützt, wie die Annah-
me des neuen Staatsvertrags
durch die beiden Parlamente be-
wiesen habe. Das neue Gebäude
auf Baselbieter Boden sei ein
«universitätspolitisch histori-
scher Moment», sagte Oberlin,
der Standort im Zentrum der
bikantonalen Sportanlagen kein
Zufall. «Sport überwindet Grä-
ben», meinte der Baselbieter.

Das eröffnete Unigebäude ist
das erste im Baselbiet. Die Uni-
versität plant auf Baselbieter
BodenweitereNeubauten für die
wirtschaftswissenschaftliche und
juristische Fakultät, die noch in
diesem Jahrzehnt im Gebiet des
Dreispitz realisiertwerden sollen.

Die Uni Basel ist im Baselbiet angekommen
Sportcampus in der Brüglinger Ebene Auf dem Gebiet der Gemeinde Münchenstein wurde das neue Gebäude
des Departements für Sport, Bewegung und Gesundheit eröffnet.

Aufenthaltsraum mit Blick auf die Sporthalle.

Auf einer Geschossfläche von rund 8700 Quadratmetern können 600 Studierende und 100 Angestellte arbeiten. Fotos: Nicole Pont

Monica Gschwind, Beat Oberlin und Conradin Cramer (v.l.).
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In der Nacht auf Samstag in der
Steinenvorstadt: Es fliegen Fäus-
te, wenig später sogar Stühle.
Rundherum ein Pulk von Schau-
lustigen, die den Vorfall filmen.
Martin Schütz, Mediensprecher
der Basler Staatsanwaltschaft,
bestätigt einen Einsatz der Kan-
tonspolizei Basel-Stadt amSams-
tagmorgen kurz nach 1.30Uhr in
der Steinenvorstadtwegen einer
Schlägerei.

Drei Personen, zwei von ihnen
verletzt, imAlter zwischen 16 und
22 Jahren seien kontrolliert und
der Staatsanwaltschaft gemeldet
worden. Die Sanität brachte sie
zur Abklärung ins Spital. Die
Staatsanwaltschaft hat ein Ver-
fahren eingeleitet.

«Ruhe und Ordnung»
Die entstandenenVideosverbrei-
ten sich rasch via soziale Netz-
werke. Dort fallen die Reaktio-
nen gemischt aus. Man könne
sich in Basel nicht mehr sicher
fühlen, schreiben die einen. Das
sei schon vor 30 Jahren so gewe-
sen und bis vor einigen Jahren
seien sie nicht mal tagsüber
durch die Steinenvorstadt spa-
ziert, antworten die anderen.

Es sind Bilder, die SVP-Gross-
rat JoëlThüring sauer aufstossen.
Er gehe davon aus, dass es sich
um junge Männer handle, die
eine «kurze Zündschnur» hätten.
Dieser «Gewalt-Hotspot» werde
von der Polizei vernachlässigt.

Die Polizei müsse präsenter sein
und auch andereMittel,wie etwa
temporäre Videoüberwachung
des öffentlichen Raums, in Er-
wägung ziehen. «Ich erwarte,
dass Regierungsrätin Eymann
ihr Korps anweist, für Ruhe und
Ordnung zu sorgen», soThüring.
«Konkret: mehr Polizeipräsenz,
mehrPatrouillen und eineVideo-
überwachung derAchse Steinen-

Heuwaage-Nachtigallenwälde-
li.» Thüring hat einen entspre-
chenden Vorstoss im Parlament
eingereicht.

Toprak Yerguz, Medienspre-
cher des Justiz- und Sicherheits-
departements, beschreibt die Si-
tuation anders als Thüring. An
Freitag- und Samstagabenden
sei die Polizeipräsenz «signi
fikant» höher als gewöhnlich.

Gerade wenn beispielsweise Al-
kohol die Hemmschwelle herab-
setze. «Aberdie Polizei ist schnell
vor Ort, kann sich um die Opfer
kümmern und derTäter habhaft
werden», so Yerguz.

Danielle Kaufmann,SP-Gross-
rätin und Präsidentin der kan
tonalen Justiz-, Sicherheits- und
Sportkommission, sagt: «In ers-
ter Linie muss der Vorfall durch

die Staatsanwaltschaft überprüft
werden.Danach kannman schau-
en,welcheMassnahmen es allen-
falls braucht und wer dafür ver-
antwortlich sein soll. Klar ist aber,
dass auch Videoüberwachung
nicht alle Probleme lösen kann.»
Das sehe man zum Beispiel bei
den temporären Videoüberwa-
chungen im Hafen. Die Über
wachungsmassnahme konnte die

Anzahl Delikte gemäss Justiz-
und Sicherheitsdepartement im
Vergleich zumVorjahr halbieren.
«Aber eben nicht alle verhin-
dern», betont Kaufmann.

Es sei stark situationsabhän-
gig,wie sehr sich Menschen von
der Kamerainstallation beein-
drucken liessen, sagt die Daten-
schutzexpertin. Und: «AlleMen-
schen an so einem belebten Ort
zu filmen, ist wahrscheinlich
nicht verhältnismässig.» Die Fra-
ge nach der Polizeipräsenz stel-
le sich, Polizeipatrouillen könn-
ten aberwohl auch nicht überall
zur selben Zeit sein und alleVor-
fälle verhindern.

Zuwenige Unterschriften
Die Basler Politik diskutiert seit
Jahren dieVideoüberwachung im
öffentlichen Raum. Zuletzt soll-
te die rechtliche Grundlage dazu
via kantonale Volksinitiative ge-
schaffen werden. Die bürgerli-
chen Kräfte hinter der Initiative
«MehrSicherheit durch Sichtbar-
keit» scheiterten aber daran, die
benötigten 3000 Unterschriften
zu sammeln.

SVP, LDPundCVPzeigten sich
in der Vergangenheit von der
Wirkung dieser Überwachungs-
massnahmenüberzeugt, SP,Grü-
ne, Basta, GLP, BDP und FDP
sprachen sich dagegen aus.

Mirjam Kohler und
Daniel Aenishänslin

Würdemehr Überwachung die Ausgangsmeile sicherer machen?
«Gewalt-Hotspot» Videos einer Schlägerei in der Steinenvorstadt gingen viral. Die SVP peitscht die Empörung hoch, die Polizei wiegelt ab.

Mischa Hauswirth

Schock und Betroffenheit sitzen
tief: Nachdem am frühen Frei-
tagmorgen eine junge Frau in der
Fussgängerunterführung beim
Lohweg vergewaltigt worden
war, kam es am Sonntagabend
zu einer Spontandemonstration.
Grund: Erneut wurde in Basel
eine Frau vergewaltigt. GLP-
Grossrätin Sandra Bothe zeigt
sich sehr betroffen. «Der Schutz
vor sexueller Gewalt, insbeson-
dere Vergewaltigung, verbessert
sichmit demBewusstsein in der
Bevölkerung, dass es sich um ein
Verbrechen gegen die individu-
elle Freiheit handelt und dass
dies definitiv eine Straftat ist.»
Ziel müsse es sein, dass sowohl
in der Gesellschaft als auch bei
der Strafverfolgung ein klarer
Nulltoleranz-Grundsatz herr-
sche, sagt Bothe.

Opfer ernst nehmen
Basta-Grossrätin Tonja Zürcher
vom Grünen Bündnis findet es
inakzeptabel, dass jede Woche
Frauen und queere Menschen
Opfer sexualisierter Gewaltwer-
den. «Ich wünsche der betroffe-
nen Frau Kraft und hoffe, dass
sie sich auf ein unterstützendes
Umfeld stützen kann», sagt Zür-
cher. «Wir brauchen eine Gesell-
schaft und ein Rechtssystem, die
die Opfer ernst nehmen und sie
unterstützen, anstatt sie zu be-
schuldigen, sich falsch verhalten
zu haben.»

FürAnninavon Falkenstein (LDP)
ist es einerseits notwendig, dass
ein Opfer unmittelbar eine pro-
fessionelle, empathische und
umfassende Betreuung erhält –
primärdurch die Polizei rund um
die Anzeige und dann auch auf
demweiterenWeg durch die Be-
hörden, den eine betroffene Frau
während der Strafverfolgung des
Täters gehenmuss.Andererseits
müsse die Polizei «sexuelle Straf-
taten schnell und zuverlässig auf-
klären, denn das schreckt ab».
Von Falkenstein spricht abervon

einem «gesellschaftlichen Prob-
lem». Deshalb ist sie für eine
Revision des Sexualstrafrechts
und dass die Gesellschaft dieses
Thema verstärkt angeht.

Gesellschaftliches Problem
Wie von Falkenstein und die an-
deren Politikerinnen, die die BaZ
angefragt hat, sieht auch SP-Co-
Präsidentin und Grossrätin Lisa
Mathys in diesemVerbrechen ein
gesamtgesellschaftliches Prob-
lem. «Seit Ausbruch der Pande-
mie hat Gewalt – insbesondere

jene an Frauen – spürbar zuge-
nommen,dies zeigen auch die be-
reits 25 Femizide, die seit Anfang
Jahr in der Schweiz verübt wur-
den.Es ist furchtbar.» FürMathys
ist wichtig, die Unterstützungs-
angebote fürdieOpfer auszubau-
en, zumBeispiel in FormvonAuf-
stockungen des Budgets fürFrau-
enhäuser. Zudem brauche es
mehrRessourcen für die Präven-
tion, damit Frauen gar nicht erst
zu Opfern würden. «Vor allem
braucht es aber ein gesamtgesell-
schaftlichesUmdenken:Wirmüs-

sen Opfer von sexueller Gewalt
glauben, wir müssen aufhören,
die Schuld für dieTat beimOpfer
zu suchen,wirmüssenVergewal-
tigungsmythen entgegentreten,
und wir müssen die Täterschaft
haftbar machen», so Mathys.
Dazu brauche es die Revision des
Sexualstrafrechts, sagt sie.

Öffentlichen Raum schützen
Mitte-Grossrätin Pasqualina Gal-
lacchi befürwortet ebenfalls die
Revision des Sexualstrafrechts,
die eine neue Definition derVer-
gewaltigung beinhaltet.Aber sie
sieht weitere Möglichkeiten,
Frauen im öffentlichen Raum zu
schützen. «Ich befürworteVideo-
überwachung an kritischen Stel-
len», sagt Gallacchi. Ebenfalls
befürwortet sie Aufklärungs-
kampagnen bei jungen Frauen
und Männern. Junge Menschen
sollen dafür sensibilisiert wer-
den, kritische Stellen zu meiden
und Pfefferspray in der Hand
tasche mitzuführen.

Die Basler SVP fordert schon
seit langem härtere Strafen für
Sexstraftäter. Basel sei eine sehr
unsichere Stadt, und das müsse
sich dringend ändern, sagt Lae-
titia Block, Vizepräsidentin der
Jungen SVP Basel-Stadt. «Es
kann nicht sein, dass man sich
als Frau nicht mehr frei und
sorglos bewegen kann. Deshalb
braucht es jetzt schnellstens
mehr Polizeipräsenz und höhe-
re Gefängnisstrafen bei Sexual-
delikten.»

Erneute Vergewaltigung –
was jetzt passierenmuss
Sexualstraftäter Nach einem erneuten Sexualdelikt äussern sich Politikerinnen aus allen Parteien mit einer klaren
Botschaft: Es braucht dringend griffige Veränderungen. Auch Videoüberwachung ist nicht ausgeschlossen.

In dieser Unterführung bei der Steinenvorstadt hat ein Unbekannter eine Frau vergewaltigt. Foto: Mirjam Kohler

Auf der beliebten Partymeile in der Steinenvorstadt kommt es immer wieder zu Gewalt. Foto: Kostas Maros

Aufsichtsverfahren
gegen Telebasel
Medien Fünf regionale Deutsch-
schweizer Fernsehsender haben
im letzten Jahr nicht genügend
relevante regionale Informatio-
nen gesendet. Das Bundesamt
für Kommunikation (Bakom) hat
gegen sie ein Aufsichtsverfahren
eröffnet. Kommerzielle Fernseh-
sender sind etwa verpflichtet,
werktagswährend derHauptsen-
dezeit zehn Minuten «relevante
Regionalinformationen inNach-
richtensendungen» zu bieten.
Neben TVO, TeleBärn, Tele M1
und Tele 1 erfüllte Telebasel dies
nicht.DieVerantwortlichen könn-
ten nun Stellung nehmen, bevor
das Bakom eineVerfügung erlas-
se, um festzustellen, ob die Min-
destvorgabe erfüllt wurde oder
nicht. Finanzielle Sanktionen sei-
en beim erstmaligen Verfahren
nicht vorgesehen. (sda/mb)

47. Schappo-Preis für
«DargeboteneHand»
Basel Der 47. Schappo-Preis geht
an die freiwillig Engagierten von
«Tel 143 – Die Dargebotene
Hand». In Basel engagieren sich
45 Freiwillige 24 Stunden amTag,
365 Tage im Jahr für Menschen
in schwierigen Lebenslagen. Die
öffentliche Preisverleihung mit
Regierungspräsident Beat Jans
findet am4.Novemberum 18Uhr
im Vorstadttheater statt. (red)

KantonalesMusikfest
ist abgesagt
Bubendorf DerMusikverband bei-
der Basel und das OK-Team des
kantonalen Musikfestes beider
Basel haben entschieden, dass
das kantonale Musikfest beider
Basel in Bubendorf nicht durch-
geführt werden kann. Aus wirt-
schaftlicher Sicht wäre es nicht
tragbar, an einer Durchführung
festzuhalten. (red)

Nachrichten


